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222. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 19. April 1977 betreffend den Bei-
tritt Norwegens zum Europäischen Überein-
kommen über die internationale Beförderung
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR)

vom 30. September 1957

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Norwegen am 5. Feber 1976
seine Beitrittsurkunde zum Europäischen Über-
einkommen über die internationale Beförderung
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) (BGBl.
Nr. 522/1973, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 485/1975) hinterlegt.

Kreisky

223. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 26. April 1977 betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereichs des Übereinkom-
mens vom 10. Juni 1958 über die Aner-
kennung und Vollstreckung ausländischer

Schiedssprüche auf Hongkong

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen ist bei diesem am 21. Jänner 1977
eine Mitteilung des Vereinigten Königreichs Groß-
britannien und Nordirland eingelangt, derzu-
folge das Übereinkommen über die Anerkennung
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche
(BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 401/
1976) auf Hongkong ausgedehnt wird.

Kreisky

224.
(Übersetzung)

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER

ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER

REGIERUNG VON MALAYSIA
ÜBER DEN FLUGVERKEHR

ZWISCHEN IHREN
HOHEITSGEBIETEN UND ÜBER

IHRE HOHEITSGEBIETE HINAUS
Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung von Malaysia,
als Mitglieder des Abkommens über die inter-
nationale Zivilluftfahrt aus 1944 und vom
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Wunsch geleitet, ein Abkommen zum Zwecke
der Errichtung von Fluglinien zwischen ihren
Hoheitsgebieten und darüber hinaus abzu-
schließen,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1
Im Sinne des vorliegenden Abkommens,

sofern nicht der Zusammenhang etwas anderes
erfordert :

a) bedeutet der Ausdruck „die Konvention"
das am 7. Dezember 1944 in Chicago zur
Unterzeichnung aufgelegte Abkommen über
die internationale Zivilluftfahrt und schließt
jeden gemäß Artikel 90 dieses Abkommens
beschlossenen Anhang sowie jede Abän-
derung der Anhänge oder des Abkom-
mens gemäß dessen Artikel 90 und 94 ein;

b) bedeutet der Ausdruck „Luftfahrtbehörden"
in bezug auf die Republik Österreich das
Bundesministerium für Verkehr und jede
andere Behörde, die zur Ausübung der vom
Bundesministerium für Verkehr ausgeübten
Funktionen gesetzlich ermächtigt ist, und in
bezug auf Malaysia den Minister für Verkehr
und jede Person oder Stelle, die zur Aus-
übung der gegenwärtig von diesem Minister
ausgeübten oder ähnlichen Funktionen
ermächtigt ist;

c) bedeutet der Ausdruck „namhaft gemachtes
Fluglinienunternehmen" ein Fluglinien-
unternehmen, das zum Zwecke des Betriebes
von Fluglinien auf den im Flugstreckenplan
zu diesem Abkommen festgelegten Flug-
strecken gemäß Artikel 3 des vorliegenden
Abkommens von einem Vertragschließen-
den Teil dem anderen Vertragschließenden
Teil durch schriftliche Benachrichtigung
namhaft gemacht wurde;

d) bedeutet der Ausdruck „Hoheitsgebiet" in
bezug auf einen Vertragschließenden Teil
die Landgebiete und daran angrenzenden
Hoheitsgewässer, die unter der Souveränität
dieses Vertragschließenden Teiles stehen;

e) haben die Ausdrücke „Fluglinien", „inter-
nationale Fluglinien", „Fluglinienunter-
nehmen" und „nichtgewerbliche Landung"
die ihnen in Artikel 96 der Konvention
beigelegte Bedeutung; und

f) bedeuten die Ausdrücke „vereinbarte Flug-
linien" und „festgelegte Flugstrecken" die
im Flugstreckenplan zu diesem Abkommen
festgelegten internationalen Flugverbin-
dungen und -strecken.

Artikel 2
1. Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem

anderen Vertragschließenden Teil die in diesem
Abkommen angeführten Rechte zum Zwecke der
Errichtung von Fluglinien auf den im ent-
sprechenden Abschnitt des Flugstreckenplanes zu
diesem Abkommen festgelegten Flugstrecken.
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2. Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses
Abkommens genießen die von jedem Vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen während des Betriebes einer
vereinbarten Fluglinie auf einer festgelegten Flug-
strecke die folgenden Rechte:

a) das Hoheitsgebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles ohne Landung zu über-
fliegen,

b) im genannten Hoheitsgebiet Landungen zu
nichtgewerblichen Zwecken durchzuführen,
und

c) im genannten Hoheitsgebiet an den Punkten
auf den im Flugstreckenplan zu diesem
Abkommen festgelegten Flugstrecken Lan-
dungen durchzuführen, mit dem Zweck,
im Rahmen des internationalen Verkehrs
Fluggäste, Fracht und Post abzusetzen und
aufzunehmen.

3. Keine Bestimmung des Absatzes 2 dieses
Artikels ist so auszulegen, daß einem Fluglinien-
unternehmen eines Vertragschließenden Teiles
das Recht gewährt wird, im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles Fluggäste,
Fracht oder Post, deren Bestimmungsort im
Hoheitsgebiet dieses anderen Vertragschließenden
Teiles liegt, zur entgeltlichen Beförderung aufzu-
nehmen.

Artikel 3
1. Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,

dem anderen Vertragschließenden Teil schriftlich
ein oder mehrere Fluglinienunternehmen für das
Gebiet der vereinbarten Fluglinien auf den fest-
gelegten Flugstrecken namhaft zu machen.

2. Nach Erhalt dieser Namhaftmachung erteilt
der andere Vertragschließende Teil vorbehaltlich
der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 dieses
Artikels dem oder den namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen unverzüglich die entsprechende
Betriebsbewilligung.

3. Die Luftfahrtbehörden eines Vertragschlie-
ßenden Teiles können von einem durch den
anderen Vertragschließenden Teil namhaft ge-
machten Fluglinienunternehmen den Nachweis
verlangen, daß es in der Lage ist, die Bedingun-
gen jener Gesetze und Vorschriften zu erfüllen, die
von diesen Behörden normaler- und billigerweise
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der
Konvention auf den Betrieb internationaler Flug-
linien angewendet werden.

4. Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
die Annahme der Namhaftmachung eines Flug-
linienunternehmens abzulehnen und einem Flug-
linienunternehmen die in Artikel 2 Absatz 2
angeführten Rechte zu verweigern, zu wider-
rufen oder die für die Ausübung dieser Rechte von
ihm erforderlich erachteten Bedingungen aufzu-
erlegen, wenn dem genannten Vertragschließen-
den Teil nicht nachgewiesen wird, daß ein wesent-
licher Teil des Eigentums und die tatsächliche
Kontrolle dieses Fluglinienunternehmens bei dem
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Vertragsschließenden Teil, der das Fluglinien-
unternehmen namhaft gemacht hat, oder seinen
Staatsangehörigen liegen, oder im Falle eines Kon-
sortiums von Fluglinienunternehmen bei der Re-
gierung oder Staatsangehörigen der Staaten,
deren Fluglinienunternehmen das Konsortium
bilden; vorausgesetzt daß, im Hinblick auf ein
Konsortium, Luftverkehrsabkommen zwischen
dem Vertragschließenden Teil, von dem die Be-
triebsbewilligung gefordert wird, und jedem der
Staaten, dessen Fluglinienunternehmen das Kon-
sortium bilden, in Kraft stehen und die betref-
fende Fluglinie vorsehen.

5. Die von jedem Vertragschließenden Teil
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen haben
jedoch das Recht, Fluglinien auf den festgesetzten
Flugstrecken im Rahmen einer gemeinsamen
Betriebsorganisation oder eines Poolüberein-
kommens, welches gemäß Kapitel XVI der Kon-
vention erstellt wurde, zu betreiben.

6. Nach Erfüllung der Bestimmungen der
Paragraphen 1 und 2 dieses Artikels kann ein auf
diese Weise namhaft gemachtes und zugelassenes
Fluglinienunternehmen jederzeit den Betrieb der
vereinbarten Fluglinien aufnehmen, vorausge-
setzt, daß ein gemäß den Bestimmungen des
Artikels 7 dieses Abkommens erstellter Tarif in
bezug auf diese Fluglinien in Kraft ist.

7. Jeder Vertragschließende Teil hat das Recht,
dem vom anderen Vertragschließenden Teil nam-
haft gemachten Fluglinienunternehmen die Aus-
übung der in Artikel 2 Absatz 2 dieses Abkom-
mens angeführten Rechte zu verweigern oder Be-
dingungen aufzuerlegen, die zur Ausübung dieser
Rechte nötig erscheinen, wenn es dieses Flug-
linienunternehmen unterläßt, die Gesetze und
Vorschriften des Vertragschließenden Teiles, der
diese Rechte gewährt, zu befolgen, oder es in
anderer Weise unterläßt, den Betrieb gemäß den
Bestimmungen dieses Abkommens zu führen;
sofern nicht ein sofortiger Widerruf, eine sofortige
Aufhebung oder Auferlegung von Bedingungen
erforderlich sind, um weitere Verstöße gegen
Gesetze oder Vorschriften zu verhindern, wird
dieses Recht erst nach Beratung mit dem anderen
Vertragschließenden Teil ausgeübt.

Artikel 4
1. Die von den namhaft gemachten Flug-

linienunternehmen eines Vertragschließenden
Teiles auf internationalen Fluglinien eingesetzten
Luftfahrzeuge sowie deren übliche Ausrüstung,
Ersatzteile, Treib- und Schmierstoffvorräte und
Bordvorräte (einschließlich Nahrungsmittel,
Getränke und Tabak) sind bei Ankunft im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles von allen Zöllen, Untersuchungsgebühren
und anderen Abgaben oder Steuern befreit, vor-
ausgesetzt, daß diese Ausrüstung und Vorräte bis
zur Wiederausfuhr an Bord des Luftfahrzeuges
verbleiben.
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2. Treibstoffvorräte, Schmierstoffe, Ersatzteile,
die übliche Ausrüstung und Bordvorräte, die in
das Hoheitsgebiet eines Vertragschließenden Teiles
durch oder für ein namhaft gemachtes Fluglinien-
unternehmen des anderen Vertragschließenden
Teiles eingeführt werden oder von einem durch
solch ein namhaft gemachtes Fluglinienunter-
nehmen verwendetes Luftfahrzeug an Bord
genommen werden und ausschließlich zum Ge-
brauch während des Betriebes von internationalen
Fluglinien, sind von allen nationalen Gebühren
und Abgaben, einschließlich Zöllen und Inspek-
tionsgebühren im Hoheitsgebiet des ersteren
Vertragschließenden Teiles befreit, auch wenn
diese Vorräte auf dem Teil des Fluges verwendet
werden, der über dem Hoheitsgebiet des Vertrag-
schließenden Teiles durchgeführt wird, in dem
die Vorräte an Bord genommen wurden. Es kann
verlangt werden, daß die oben genannten Gegen-
stände unter Zollaufsicht oder Zollkontrolle
bleiben.

3. Die übliche Bordausrüstung, Ersatzteile,
Bordvorräte und Vorräte an Treib- und Schmier-
stoffen, die an Bord des Luftfahrzeuges eines Ver-
tragschließenden Teiles belassen werden, dürfen
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließen-
den Teiles nur mit Zustimmung der Zollbehörden
dieses Hoheitsgebietes ausgeladen werden. In
diesem Fall können sie bis zur Wiederausfuhr oder
anderweitigen Verfügung gemäß den Zollvor-
schriften unter Aufsicht der genannten Behörden
gestellt werden.

4. Fluggäste, Gepäck und Fracht, die sich auf
der Durchreise durch das Hoheitsgebiet eines
Vertragschließenden Teiles befinden und das
für diesen Zweck vorgesehene Gebiet des Flug-
hafens nicht verlassen, unterliegen nur einer sehr
vereinfachten Kontrolle, Gepäck und Fracht im
direkten Transitverkehr sind von Zöllen und
anderen Abgaben befreit.

Artikel 5

1. Den Fluglinienunternehmen beider Ver-
tragschließenden Teile ist in gerechtem und
gleichem Maße Gelegenheit zu geben, die ver-
einbarten Fluglinien auf den festgesetzten Flug-
strecken zwischen ihren Hoheitsgebieten zu
betreiben.

2. Beim Betrieb der vereinbarten Fluglinien
haben die Fluglinienunternehmen jedes Vertrag-
schließenden Teiles die Interessen der Fluglinien-
unternehmen des anderen Vertragschließenden
Teiles zu berücksichtigen, damit der auf allen
oder einen Teil der gleichen Flugstrecken betrie-
bene Fluglinienverkehr dieser Fluglinienunter-
nehmen nicht ungebührlich beeinträchtigt wird.

3. Die vereinbarten Fluglinien, die von den
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen der
Vertragschließenden Teile bereitgestellt werden,
müssen in engem Verhältnis zur Verkehrsnach-
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frage der Öffentlichkeit auf den festgelegten Flug-
strecken stehen und sollen den Hauptzweck
haben, unter Zugrundelegung eines angemesse-
nen Auslastungsfaktors ein Beförderungsangebot
bereitzustellen, das der laufenden und voraus-
sehbaren Nachfrage für die Beförderung von
Passagieren, Fracht und Post aus dem oder in das
Hoheitsgebiet des Vertragschließenden Teiles, der
das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat,
entspricht. Vorsorge für die Beförderung von
Passagieren, Fracht und Post, die an Punkten an
den festgelegten Flugstrecken in den Hoheits-
gebieten anderer Staaten als dem, der das Flug-
linienunternehmen namhaft gemacht hat, sowohl
aufgenommen als auch abgesetzt werden, ist in
Übereinstimmung mit den allgemeinen Grund-
sätzen zu treffen, daß die Kapazität zu richten ist
nach:

a) der Verkehrsnachfrage von und nach dem
Hoheitsgebiet des Vertragschließenden Tei-
les, der das Fluglinienunternehmen namhaft
gemacht hat;

b) der Verkehrsnachfrage des Gebietes, das das
Fluglinienunternehmen durchfliegt, unter
Berücksichtigung der Beförderungsdienste
anderer Fluglinienunternehmen der Staaten,
die das Gebiet umfaßt; und

c) den Erfordernissen des Durchgangsflug-
verkehrs.

4. Die Kapazität, die Frequenz der Fluglinien
auf den festgelegten Routen und die Flugpläne
sind zwischen den namhaft gemachten Fluglinien-
unternehmen beider Vertragschließenden Parteien
zu vereinbaren und ordnungsgemäß den Luft-
fahrtbehörden zur Genehmigung vorzulegen.

Artikel 6

1. Die Gesetze und Vorschriften eines Ver-
tragschließenden Teiles betreffend den Ein- und
Ausflug der im internationalen Luftverkehr ver-
wendeten Luftfahrzeuge in sein bzw. aus seinem
Hoheitsgebiet oder den Betrieb und den Verkehr
dieser Luftfahrzeuge innerhalb seines Hoheits-
gebietes sind auf die vom anderen Vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen anzuwenden.

2. Die Gesetze und Vorschriften eines Ver-
tragschließenden Teiles betreffend den Einflug,
Aufenthalt oder Ausflug von Fluggästen, Be-
satzung, Fracht oder Post in sein, im oder aus
seinem Hoheitsgebiet, wie z. B. Einflug-, Abfer-
tigungs-, Auswanderungs- und Einwanderungs-,
Zoll- und Gesundheitsvorschriften sind auf die von
Luftfahrzeugen des namhaft gemachten Flug-
linienunternehmens des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles beförderten Fluggäste, Besatzun-
gen, Fracht- oder Poststücke anzuwenden solange
sie sich im genannten Hoheitsgebiet befinden.

3. Für die Benützung von Flughäfen und ande-
ren Einrichtungen, die von einem Vertragschlie-
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ßenden Teil zur Verfügung gestellt werden,
haben die namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen des anderen Vertragschließenden Teiles
keine höheren Gebühren zu zahlen als jene, die
von nationalen Luftfahrzeugen zu entrichten
sind, welche auf internationalen planmäßigen
Fluglinien betrieben werden.

Artikel 7

1. Die für die vereinbarten Fluglinien zu berech-
nenden Tarife sind in angemessener Höhe zu
erstellen, wobei auf alle maßgeblichen Faktoren,
einschließlich der Betriebskosten, eines ange-
messenen Gewinnes, der Charakteristika der
Beförderung (wie Geschwindigkeit und Bequem-
lichkeit) und der Tarife anderer Fluglinienunter-
nehmen für irgendeinen Teil der festgesetzten
Flugstrecke Bedacht zu nehmen ist. Diese Tarife
sind gemäß den folgenden Bestimmungen dieses
Artikels festzusetzen.

2. Die im Absatz 1 dieses Artikels genannten
Tarife sowie die damit in Zusammenhang zur
Anwendung kommenden Agentenkommissionen
sind, wenn möglich, für jede der festgesetzten
Flugstrecken zwischen den betreffenden namhaft
gemachten Fluglinienunternehmen in Beratung
mit anderen Fluglinienunternehmen, die dieselbe
Strecke oder Teile davon befliegen, zu verein-
baren, und diese Vereinbarung ist, wenn möglich,
durch das Tariffestsetzungsverfahren des Inter-
nationalen Lufttransportverbandes zu treffen. Die
auf diese Weise vereinbarten Tarife sind den Luft-
fahrtbehörden beider Vertragschließenden Teile
zur Genehmigung vorzulegen.

3. Können sich die namhaft gemachten Luft-
beförderungsunternehmen nicht auf einen dieser
Tarife einigen oder kann aus einem anderen.
Grund ein Tarif gemäß den Bestimmungen des
Absatzes 2 dieses Artikels nicht vereinbart
werden, so werden die Luftfahrtbehörden der
Vertragschließenden Teile sich bemühen, eine
Vereinbarung über diese Tarife zu treffen.

4. Können die Luftfahrtbehörden sich nicht
über die Genehmigung eines gemäß Absatz 2.
dieses Artikels vorgelegten Tarifes einigen oder
kann kein Tarif gemäß Absatz 3 vereinbart
werden, so ist die Meinungsverschiedenheit
gemäß den Bestimmungen des Artikels 12.
dieses Abkommens beizulegen.

5. Kein Tarif tritt in Kraft, wenn die Luftfahrt-
behörden eines Vertragschließenden Teiles seine
Genehmigung verweigern, ausgenommen die
Meinungsverschiedenheit wurde gemäß den
Bestimmungen des Artikels 12 dieses Abkommens
beigelegt.

6. Sind Tarife gemäß den Bestimmungen dieses
Artikels erstellt worden, so bleiben diese Tarife
in Kraft, bis neue Tarife gemäß den Bestimmungen
dieses Artikels erstellt worden sind.

91



838 51. Stück — Ausgegeben am 12. Mai 1977 — Nr. 224

Artikel 8

Jeder Vertragschließende Teil gewährt dem
namhaft gemachten Fluglinienunternehmen des
anderen Vertragschließenden Teiles das Recht,
Ertragsüberschüsse, die im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles erzielt wur-
den, ohne Einschränkung zum geltenden Umrech-
nungskurs an sein Hauptbüro zu überweisen. Die
Durchführung dieser Überweisungen hat jedoch
gemäß den Vorschriften über den internationalen
Zahlungsverkehr des Vertragschließenden Teiles
zu erfolgen, in dessen Hoheitsgebiet die Erträge
erzielt wurden.

Artikel 9

Die Luftfahrtbehörden jedes Vertragschließen-
den Teiles haben den Luftfahrtbehörden des
anderen Vertragschließenden Teiles auf Ersuchen
periodische oder andere statistische Unterlagen
zur Verfügung zu stellen, die billigerweise zum
Zweck der Überprüfung der auf den festgesetzten
Flugstrecken von den namhaft gemachten Flug-
linienunternehmen des ersteren Vertragschließen-
den Teiles angebotenen Kapazität erforderlich
sind. Diese Unterlagen haben alle Informationen
zu enthalten, die zur Bestimmung des von diesem
Fluglinienunternehmen auf den vereinbarten Flug-
linien beförderten Verkehrsumfanges erforderlich
sind, und, sofern verfügbar, die Herkunfts- und
Bestimmungsorte dieses Verkehrs.

Artikel 10

1. Dem namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen jedes Vertragschließenden Teiles ist vor-
behaltlich der Gesetze und Bestimmungen des
anderen Vertragschließenden Teiles in gleichem
Maße Gelegenheit zu geben, im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles das für den
Betrieb der vereinbarten Fluglinien auf den fest-
gelegten Flugstrecken notwendige technische
und kaufmännische Personal einzustellen und
Büros einzurichten und zu betreiben.

2. Den namhaft gemachten Fluglinienunter-
nehmen jedes Vertragschließenden Teiles ist
ferner in gleichem Maße Gelegenheit zu geben,
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragschließen-
den Teiles alle Arten von Beförderungsdokumen-
ten auszustellen und Werbung und Verkaufs-
förderung zu betreiben.

Artikel 11

1. Zum Zweck der Koordinierung der Ange-
legenheiten, die dieses Abkommen betreffen,
haben sich die Luftfahrtbehörden der Vertrag-
schließenden Teile von Zeit zu Zeit zu beraten,
um die Anwendung und zufriedenstellende Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Abkommens
und dessen Flugstreckenplanes zu gewährleisten.

2. Wenn einer der Vertragschließenden Teile
es für wünschenswert hält, irgendeine Bestim-
mung dieses Abkommens abzuändern, so kann er
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um Beratung mit dem anderen Vertragschließen-
den Teil ersuchen; diese Beratung, die zwischen
den Luftfahrtbehörden auf mündlichem oder
schriftlichem Wege erfolgen kann, hat innerhalb
eines Zeitraumes von sechzig (60) Tagen nach dem
Zeitpunkt des Ersuchens zu beginnen.

Alle auf diesem Wege vereinbarten Abänderun-
gen treten sechzig (60) Tage nach ihrer Bestäti-
gung durch diplomatischen Notenwechsel in
Kraft.

3. Abänderungen des Flugstreckenplanes sind
zwischen den zuständigen Behörden der beiden
Vertragschließenden Teile zu vereinbaren und
treten sechzig (60) Tage nach ihrer Bestätigung
durch diplomatischen Notenwechsel in Kraft.

Artikel 12

Jede Meinungsverschiedenheit betreffend die
Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens
oder seines Flugstreckenplanes ist durch direkte
Verhandlungen zwischen den Luftfahrtbehörden
der Vertragschließenden Teile beizulegen. Können
die Luftfahrtbehörden keine Einigung erzielen, ist
die Meinungsverschiedenheit auf diplomatischem
Wege beizulegen.

Artikel 13

Jeder der Vertragschließenden Teile kann jeder-
zeit dem anderen Vertragschließenden Teil
schriftlich seinen Entschluß bekanntgeben, dieses
Abkommen zu kündigen; eine solche Benach-
richtigung ist gleichzeitig der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation zur Kenntnis zu brin-
gen. In einem solchen Fall läuft das Abkommen
zwölf (12) Monate nach dem Zeitpunkt des Ein-
treffens der Kündigung beim anderen Vertrag-
schließenden Teil ab, sofern sie nicht vor Ablauf
dieses Zeitraumes einvernehmlich zurückgezogen
wird. Wenn keine Empfangsbestätigung durch
den anderen Vertragschließenden Teil erfolgt,
gilt die Kündigung als vierzehn (14) Tage nach
dem Empfang durch die Internationale Zivil-
luftfahrtorganisation eingegangen.

Artikel 14

Dieses Abkommen und jeder Notenaustausch
gemäß Artikel 11 sind bei der Internationalen
Zivilluftfahrtorganisation registrieren zu lassen.

Artikel 15

Dieses Abkommen tritt sechzig (60) Tage nach
dem Tage seiner Unterzeichnung in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die von ihren Regie-
rungen gebührend bevollmächtigten Unter-
fertigten das vorliegende Abkommen unter-
zeichnet.
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Geschehen in zweifacher Urschrift in Kuala
Lumpur am 22. November 1976 in englischer
Sprache.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Klaus R. Ziegler m. p.

Für die Regierung von Malaysia:

Y. B. Datuk Syed Mahazdar
bin Syed Hussein m. p.
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FLUGSTRECKENPLAN

Abschnitt I

Das von der Österreichischen Bundesregierung namhaft gemachte Fluglinienunternehmen
ist berechtigt, planmäßigen Flugverkehr in beiden Richtungen auf folgenden Strecken durchzuführen:

Punkte auf jeder der oben genannten Flugstrecken können nach Wald des betreffenden namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens auf einzelnen oder allen Flügen ausgelassen werden, voraus-
gesetzt, daß eine vereinbarte Flugverbindung ihren Ausgangspunkt im Hoheitsgebiet des Vertrag-
schließenden Teiles hat, der das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat.

Abschnitt II

Das von der Regierung Malaysias namhaft gemachte Fluglinienunternehmen ist berechtigt,
planmäßigen Flugverkehr in beiden Richtungen auf folgenden Strecken durchzuführen:

Punkte auf jeder der oben genannten Flugstrecken können nach Wahl des betreffenden namhaft
gemachten Fluglinienunternehmens auf einzelnen oder allen Flügen ausgelassen werden, voraus-
gesetzt, daß eine vereinbarte Flugverbindung ihren Ausgangspunkt im Hoheitsgebiet des Vertrag-
schließenden Teiles hat, der das Fluglinienunternehmen namhaft gemacht hat.

Das Abkommen ist gemäß seinem Artikel 15 am 21. Jänner 1977 in Kraft getreten.

Kreisky
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225. Ergänzender Briefwechsel zur Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie und dem Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich einerseits und dem Wirtschaftsminister Tunesiens andererseits über die An-
erkennung von Zeugnissen über den Urspung und die handwerkliche Herstellung von
Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich vom

20. November 1975 *)

AMBASSADE DE TUNISIE EN AUTRICHE
A-1010 VIENNE, HIMMELPFORTGASSE 20
289/77

Wien, am 29. März 1977

Sehr geehrter Herr Ministerialrat!

Ich beehre mich, auf die Vereinbarung zwi-
schen dem Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie und dem Bundesminister
für Finanzen der Republik Österreich einerseits
und dem Wirtschaftsminister Tunesiens anderer-
seits über die Anerkennung von Zeugnissen
über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich,
die am 20. November 1975 unterzeichnet wurde,
Bezug zu nehmen.

In Ergänzung zu den im Artikel 1 der gegen-
ständlichen Vereinbarung genannten Stellen
möchte meine Regierung die folgenden Stellen
zur Ausstellung von Zeugnissen über den Ur-
sprung und die handwerkliche Herstellung von
Waren zum Zwecke der zollfreien oder zoll-
ermäßigten Einfuhr nach Österreich ermächti-
gen:

Recettes des douanes de Sousse
Sfax
Gabès
Jerba Meilita

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
Ihre Zustimmung hierzu geben würden.

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausge-
zeichnetsten Hochachtung.

Ahmed Ghezal

Botschafter der Republik Tunesien

Herrn Ministerialrat
Rudolf W i l l e n p a r t

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 3/1976
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BUNDESMINISTERIUM
FÜR HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE

1011 Wien
Zl.:27 908/10-II/7/77

Wien, am 29. März 1977

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, auf Ihren Brief vom
29. März 1977 Bezug zu nehmen, der folgender-
maßen lautet:

„Sehr geehrter Herr Ministerialrat!

. . . (Es folgt der weitere Text der tunesischen
Eröffnungsnote)... Hochachtung.

Ahmed Ghezal

Botschafter"

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich
mit dem in Ihrem oben erwähnten Brief gemach-
ten Vorschlag einverstanden bin.

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausge-
zeichnetsten Hochachtung.

Rudolf Willenpart

Ministerialrat

S.E.
Ahmed G h e z a l
Botschafter der
Republik Tunesien

Wien

Kreisky
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